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unterdriicken".

Institutionelle Verânderungen

lIn Bezug auf institutionelie Verânderungen sagte der Minister, die kanadische
Regierung wiirde allen Organen der Vereinten Nationen, deren Mitgiied sie ist,
ihre voile Unterstlltzung gewâhren;%"ie wiirde jede Neigung zur Boykottierung von
Einrichtungen der Vereinten Nationen ebenso bedauern wie die einseitige Minde-
rung von festgelegten Beitrâgen zu VN-Organisationen, selbst wenn ein Teil ihrer
Tâtigkeit von einîgen Staaten wom8glich ais schâdlich oder ordnungswidrig ange-
sehen wird .... Wie dem auch sei, wir glauben, dais es unklug ist, eine Abstim-
mung üiber Resolutionen zu Problemen erzwingen zu wollen, denen die Mitglieder in
zwei vLillig getrennten Lagern gegenüberstehen. Kanada bedauert es zum Beispiel,
dali der Kampf gegen rassische Diskriminierung, iiber den weitgehend Ubereinstim-
mung herrscht, mit dem Zionîsmus gekoppeit wird, üiber den die Meinungen weit
auseinandergehen.. Falls diese Verkoppelung beibehalten wiirde, wird meine Regie-
rung an der für 1978 vorgesehenen Konferenz üiber rassische Diskriminierung nicht
teilnehmen."

Frieden und Sicherheit

Auf Slidafrika eingehend, zoilte Herr Jamieson "der von Geduld geprâgten Diplo-
matie des amerikanischen Aufgenministers", Tribut und begrliBte "die augensehein-
liche Sinnesânderung in Salisbury und Pretoria", die Dr. Kissinger offenbar er-
reicht hat. Auch die kanadische Regierung ist der Meinung, sagte er, da1n die
baldige Unabhângigkeit von Namibia und Rhodesien auf der Basis einer Mehrheits-
regierung fiir den Frieden von Afrika notwendig ist. Kanada "ist ferner der Üiber-
zeugung, dan3 auch Slidafrika den legitimen politischen, sozialen und wirtschaft-
lichen Anspriichen der Mehrheit der Siidafrikaner nachkommen muB, die von der
praktisch einstimmigen Mehrheit dieser Versammlung unterstiitzt wird", wenn ein
dauerhafter Friede auf der Grundiage rassischer Harmonie erreicht werden soul.
Üiber den Nahen Osten sagte der Minister: "Letztes Jahr um diese Zeit gab es
Grund zur Zuversicht, weil Àgypten und Israel über den Abzug ihrer Truppen von
der Sinai-I-lbinsel ein vorlâiufiges Abkommen schlossen". Er hoffe auf weitere
Verhandlungen, die zu einem Friedensvertrag flihren wiirden, welcher die legitimen
Anliegen und Interessen des palâstinensischen Voîkes berlicksichtigt. "Kanada",
s0 stelite Herr Jamieson fest, "wird weiterhin seinen Beitrag zu den Friedens-
truppen in diesem Gebiet leisten".

Beziiglich des Terrorismus unterstlitzt Kanada den Vorschlag der Bundesrepublik
Deutschland, das Vorgehen gegen Geiselnahme vordringlich zu behandein und ",unbe-
dingt ein internationales Ubereinkotnmen zu erzielen, das die Bestrafung aller an
soichen Handlungen Beteiligten sicherstellt, wo sie auch Zuflucht suchen m6gen".
Er erinnerte die Delegierten daran, daI3 es bereits Abkonimen gegen das Luftpira-
tentum gibt und dan, wenn aile Staaten sie ratifizierten, "wir sicher sein k5nn-
ten, dal3 die Flugzeugentflihrungen aufflren wlirden".
Herr Jainieson sagte weiter, dan die Probleme bei den Abrlistungsmal3nahmen und
der unbefriedigende Fortschritt auf diesem. Gebiet immer noch eine ernste Be-
drohung des Friedens und der Ordnung in der Welt darstellen. lIn dieser Beziehung
wâre Kanada bereit, den Vorschlag einer Abrlistungs-Sondersitzung der Vollversainm-
lung im Jahr 1978 "wohlwollend" zu erwâgen; aber die Mitglieder müBften bereit
sein, ihre Anstrengungen zur Überwindung der Differenzen erheblich zu steigern.
"Jetzt, in der Mitte des Abriistungsjahrzehnts, teilen sich aile Mitglieder die-
ser Organisation in die Verantwortung, die wahren Widerstânde gegen einen Fort-
schritt anzugehen. Aber das Schwergewicht dieser Verantwortung fâllt auf die
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